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Die letzten zwölf Monate können für die Türkei einen Wendepunkt bedeuten: Das Jahr 
2015 sollte den Machtanspruch Recep Tayyip Erdoğans festigen und für die Zukunft fort-
schreiben. Dieser Plan ging bei den Parlamentswahlen am 7. Juni 2015 jedoch nicht auf.  
Aufgrund des Kampfes des Islamischen Staats (IS) in der direkten Nachbarschaft der Tür-
kei sieht sich diese mit der Herausforderung eines enormen Flüchtlingsansturms konfron-
tiert. Zudem hat die ambivalente Haltung der türkischen Regierung gegenüber dem IS und 
der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) die äußere und innere Sicherheit der Türkei gefähr-
det. Trauriges Resultat im Juli 2015 sind eine ansteigende Zahl von Todesopfern durch 
Anschläge in der Türkei sowie Luftangriffe auf den IS und die PKK durch das türkische 
Militär. Der Krieg gegen den IS hat somit auf das türkische Territorium übergegriffen und 
der Friedensprozess mit der PKK ein Ende gefunden. Dies wird sich auch auf das Verhält-
nis der Türkei zur Europäischen Union auswirken. Eine Wiederbelebung des seit geraumer 
Zeit stagnierenden Beitrittsprozesses scheint dabei weiterhin unwahrscheinlich.

Ein Präsidentschaftspalast mit etwa eintausend leer stehenden Zimmern? 

Im Oktober 2014 hat Erdoğan, der im August desselben Jahres als erster Präsident der 
Türkischen Republik direkt vom Volk gewählt worden war, seinen neu gebauten Amtssitz 
bezogen. Die Kritik ist vielseitig. Vor allem wird dabei der Machtanspruch Erdoğans, der 
sich aus den mehr als 1000 Zimmern und der Architektur ableiten lässt, kritisiert. Der Prä-
sidentschaftspalast verleiht Erdoğans Bestrebungen Ausdruck, das politische System der 
Türkei  in ein präsidentielles umzuwandeln. Dabei gilt  aber  nicht das von ‚Checks and 
Balances’ geprägte amerikanische Präsidialsystem als Vorbild.  Basierend auf einer neo-
osmanischen Weltanschauung, die zum Teil in Absurditäten wie der Kulisse von historisch 
gekleideten Soldaten bei Staatsbesuchen im Palast ihren Ausdruck findet,1 sollen die auto-
kratischen Tendenzen in der Türkei gestärkt und in dem direkt durch das Volk legitimier-
ten Präsidenten gebündelt werden. Für die Etablierung eines solchen ‚Präsidentialismus à 
la  Turca’2 strebte  Erdoğan  die  verfassungsgebende  Zweidrittelmehrheit  der  Partei  für 
Gerechtigkeit  und Aufschwung (AKP) im neu gewählten türkischen Parlament an. Die 
Realität sieht jedoch anders aus. Der Wahlkampf war alles andere als fair: die Ressourcen 
sowie die mediale Präsenz waren zu Gunsten der AKP verteilt, Erdoğan ging verfassungs-
widrig für die AKP auf Stimmenfang und es kam zu Anschlägen auf Wahlbüros insbeson-
dere der pro-kurdischen Demokratischen Partei der Völker (HDP). Im Ergebnis verpasste 
die AKP jedoch nicht  nur die verfassungsgebende, sondern auch ihr Minimalziel  einer 
regierenden  Mehrheit  im  Parlament.  Bei  einer  gewohnt  hohen  Wahlbeteiligung  von 
84 Prozent hat die AKP im Vergleich zur Wahl in 2011 neun Prozentpunkte verloren und 
erreichte 40,8 Prozent der Stimmen (258 Sitze). Die Wahlergebnisse der Republikanischen 

1 Süddeutsche Zeitung: Erdoğan und sein osmanischer Zirkus, 13.1.2015.
2 Ersin Kalaycioğlu: The Challenges of à la Turca Presidentialism in Turkey, Istituto Affari Internazionali:  

Global Turkey in Europe Commentary 18, November 2014.
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Volkspartei (CHP) und der Partei der Nationalistischen Bewegung (MHP) lagen bei 25 
und 16,3  Prozent  (131 und 80  Sitze).  Die HDP schaffte  es  aus  dem Stand die  Zehn-
Prozent-Hürde zu überschreiten und mit 13,1 Prozent (79 Sitzen) in das türkische Parla-
ment einzuziehen. Die Wähler scheinen dem Präsidialsystem und somit den autokratischen 
Machtansprüchen Erdoğans eine klare Absage erteilt zu haben. Ein Teil der Stimmen für 
die HDP ist strategischen Wählern zuzuordnen. Ihr Einzug ins Parlament hat die überpro-
portionale Sitzverteilung vornehmlich zu Gunsten der AKP eingedämmt. Aber auch die 
wegen  Konsumschwäche,  Reformstau  und  Misstrauen  externer  Investoren3 seit  2013 
stagnierende türkische Wirtschaft und die Einschränkungen der Grund- und Medienfreihei-
ten4 können zur Erklärung des Wahlergebnisses beitragen. In diesem Klima und aufgrund 
von Kaderverhalten und Korruptionsvorwürfen schafft es die AKP nicht mehr alle Grup-
pierungen der türkischen Gesellschaft anzusprechen und abzuholen oder Feindbilder zu 
kreieren und die Bevölkerung von eigenen Projekten zu überzeugen.5 Auch die CHP hat 
mit ihrem programmorientierten Wahlkampf, der vor allem mit sozialpolitischen Projekten 
warb, Stimmenverluste hinnehmen müssen (minus 0,9 Prozentpunkte).  Allein die MHP 
und die HDP konnten ihren Stimmenanteil erhöhen (MHP plus 3,4 und HDP im Vergleich 
zur 2011 angetretenen BDP plus 6,5 Prozentpunkte). Die Regierungsbildung, zu der Präsi-
dent Erdoğan erst einen Monat nach den Wahlen den Auftrag erteilt hat, war innerhalb der 
vorgegebenen 45 Tage nicht möglich. Neuwahlen sind bereits angekündigt – ein zweiter 
Versuch eine regierende und falls möglich verfassungsgebende Parlamentsmehrheit für die 
AKP zu erreichen.  So könnten die  1000 Zimmer im Präsidentschaftspalast  noch ihren 
ursprünglichen Zweck des Regierungssitzes erfüllen.

Äußere und innere Sicherheit – von Kobane bis Suruc

Die türkische Außenpolitik der ‚strategischen Tiefe‘ wurde von den Ereignissen in der 
Region ein- und überholt. Der Syrienkonflikt hat dabei die letzten zwölf Monate domi-
niert. Die Türkei sieht sich in der Syrienfrage mit einem grundlegenden Dilemma konfron-
tiert. Sie verfolgt drei Hauptziele: das Assad-Regime abschaffen, die PKK schwächen und 
den IS niederkämpfen. Das Problem liegt dabei in der Inkompatibilität dieser Ziele.6 Dies 
begründet auch die diffuse Haltung der türkischen Regierung im Syrienkonflikt. Am 2. 
Oktober 2014 hat das türkische Parlament in Reaktion auf die Kämpfe um die syrisch-
kurdische Stadt Kobane ein Mandat verabschiedet, welches für ein Jahr die Entsendung 
von Bodentruppen in den Irak und nach Syrien ermöglicht. Allerdings wurden Truppen an 
der syrisch-türkischen Grenze in Stellung gebracht, ohne dass sie in das Kampfgeschehen 
eingriffen. Es kam einzig zu einer militärischen Aktion im Februar 2015, bei der etwa 40 
türkische Soldaten aus einer vom IS eingeschlossenen türkischen Exklave in Syrien befreit 
wurden. Auch die türkische Beteiligung an der internationalen Allianz gegen den IS blieb 

3 Michael Thumann: Erdoğans Scheinboom, in: Die Zeit Nr. 23/2015, 6.6.2015.
4 Freedom House stuft die Türkei als teilweise frei ein: 3 von 7 Punkte für politische Rechte und 4 von 7  

Punkte für Bürgerrechte. Die Pressefreiheit wird seit 2014 als ‚nicht frei‘ bewertet, siehe: Freedom House: 
Turkey.  Freedom  in  the  world  2014,  abrufbar  unter:  https://freedomhouse.org/report/freedom-
world/2014/turkey#.VfKiiX3HgcM (letzter Zugriff: 11.9.2015) und: Turkey. Freedom of the Press, abruf-
bar  unter:  https://freedomhouse.org/report/freedom-press/2014/turkey#.VfKjc33HgcM  (letzter  Zugriff: 
11.9.2015).

5 Günter  Seufert:  Türkei:  Per  Wahl  zur  Instabilität?,  Stiftung  Wissenschaft  und  Politik:  SWP Aktuell 
59/2015; Rethink Institute Washington DC: Turkey’s 2015 Election Prospects, Rethink Paper 23/2015.

6 Nathalie Tocci: Making (Non)Sense of Turkey’s Policy in Kobane, Istituto Affari Internazionali: Global 
Turkey in Europe Commentary 16/2014.
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lange Zeit unklar. So gab es im Oktober 2014 Meldungen, dass es der US-amerikanischen 
Luftwaffe  erlaubt  worden  sei,  türkische  Militärstützpunkte  als  Basis  für  ihre  Angriffe 
gegen den IS zu nutzen. Dies wurde umgehend von türkischer Regierungsseite demen-
tiert.7 Stattdessen  forderte  die  türkische  Regierung  die  militärische  Einrichtung  einer 
Sicherheitszone. Ähnliche Pläne wurden von der AKP nur zehn Tage nach den Parlaments-
wahlen erneut betont. Allerdings scheiterten sie zunächst an der fehlenden Zustimmung 
durch den Nationalen Sicherheitsrat.8 Grund für das zögerliche Verhalten der Türkei in der 
Syrienfrage ist nicht nur die Angst vor Unabhängigkeitsbestrebungen der Kurden in der 
Region. Sorge gilt ebenfalls der inneren Sicherheit der Türkei. Lange Zeit waren die türki-
schen Grenzen offen. Dies ermöglichte es dem IS, auch dort eine Infrastruktur aufzubauen. 
Somit  scheinen  Befürchtungen legitim,  dass  eine  deutliche  Beteiligung der  Türkei  am 
Kampf gegen den IS Vergeltungsschläge auf türkischem Boden nach sich ziehen könnte. 
Dies hat sich am 20. Juli 2015 bei einem Selbstmordanschlag in einem kurdischen Kultur-
zentrum in Suruc in der Provinz Sanliurfa bestätigt. Die darauffolgenden Tage waren von 
Demonstrationen und Protesten in Istanbul, Ankara und in überwiegend kurdisch bewohn-
ten Städten geprägt. Darüber hinaus gab es Vergeltungsaktivitäten der PKK.9 Die Reaktio-
nen auf diese Ereignisse bezeichnen einen Wendepunkt: Die Türkei hat der US-amerikani-
schen Luftwaffe die Erlaubnis erteilt,  den Militärstützpunkt Incirlik zu nutzen. Darüber 
hinaus fliegt  die Türkei  selbst  Luftangriffe  auf  IS-Stellungen in Syrien,  aber  auch auf 
PKK-Stellungen im Nordirak. Somit gilt der seit 2013 andauernde Friedensprozess mit der 
PKK als beendet.

Innenpolitische Betrachtung der jüngsten Entwicklungen

Dieser  Wendepunkt  in  der  türkischen  Außenpolitik  kann  jedoch  auch  innenpolitische 
Motive haben. Die AKP und auch Erdoğan hatten bereits im Wahlkampf die Strategie ihrer 
Kurdenpolitik um 180 Grad gedreht. Durch die Ablehnung des sogenannten Dolmabahce-
Abkommens und damit den Abbruch der Friedensverhandlungen mit der PKK sowie die 
Leugnung, dass es immer noch einen Kurdenkonflikt gäbe, sollten ein Abwandern nationa-
listisch gesinnter Wähler zur MHP verhindert werden. Dieses Kalkül ging am Ende nicht 
auf. Gleichzeitig konnte die AKP nicht mehr als Partei der Türken und Kurden auftreten 
und verlor dadurch auch noch einen Großteil ihrer kurdischen Wählerschaft an die HDP. 
Das innenpolitische Kalkül für die harsche Rhetorik in der Kurdenfrage und die Luftan-
griffe gegen den IS und die PKK könnten daher die Neuwahlen sein, bei denen sich die 
AKP als Beschützer  der  Türken vor dem IS  und der  PKK darstellen könnte.  Darüber 
hinaus hat Erdoğan, als er den Friedensprozess mit der PKK offiziell für beendet erklärte, 
darauf hingewiesen, dass „alle Politiker mit Verbindungen zu terroristischen Gruppen, ihre 
Immunität verlieren und juristisch belangt werden sollten“.10 Damit könnte er den Weg für 
eine Schwächung, wenn nicht sogar einer Auflösung der HDP bereitet haben. Somit stün-
den  die  Chancen gar  nicht  so  schlecht,  die  alte  Ordnung der  allein regierenden AKP 
wieder herzustellen.

7 Hasnain Kazim: Erdoğans Zögern: Die Angst der Türken vor dem „Islamischen Staat“, in: Spiegel Online,  
14.10.2014.

8 Günter Seufert: Türkei – alte Mächte, neue Fronten, in: Le Monde diplomatique, 9.7.2015.
9 Today’s  Zaman:  Turkey  discusses  measures  to  protect  national  security  in  wake  of  terror  attacks,  

23.7.2015.
10 Süddeutsche Zeitung: Erdoğan bricht Friedensprozess mit Kurden ab, 28.7.2015.
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EU-Türkei-Beziehungen

Es gibt einige gemeinsame Herausforderungen für die Türkei und die Europäische Union. 
Neben der Bekämpfung des IS gilt es zum Beispiel auch eine funktionierende Flüchtlings-
politik zu etablieren. Die Türkei sieht sich mit etwa 2 Mio. Flüchtlingen im Jahr 2015 
konfrontiert, von denen Tausende versuchen, die nahegelegenen griechischen Inseln und 
somit die Europäische Union zu erreichen. Vor dem Hintergrund der sicherheitspolitischen 
Lage  sowie  der  wirtschaftlichen  Entwicklungen  in  der  Türkei  hat  ein  möglicher  EU-
Beitritt wieder an Zuspruch in der türkischen Bevölkerung gewonnen. 54 Prozent würden 
einen Beitritt befürworten. Jedoch nur 34 Prozent glauben auch tatsächlich an ein solches 
Szenario.11 Die türkische Regierung hat im September 2014 ein klares pro-europäisches 
Zeichen gesetzt und eine neue EU-Strategie veröffentlicht. Im Rahmen des „eine starke 
Türkei für eine starke EU“-Ansatzes verpflichtet sie sich zu politischen Reformen, sozio-
ökonomischer Transformation und zu einer EU-Kommunikationsstrategie.12 Gleichzeitig 
hat der EU-Erweiterungsprozess im Herbst 2014 mit dem Amtsantritt der neuen Europäi-
schen Kommission aber eine Verlangsamung erfahren. Das Programm der neuen Kommis-
sion sieht keine weiteren Beitritte in den kommenden fünf Jahren vor.13 Somit stagniert der 
EU-Beitrittsprozess der Türkei weiter. Auch Querelen auf dem diplomatischen Parkett wie 
zuletzt  zum Anlass des 100-jährigen Jubiläums der Deportation der  Armenier aus dem 
Osmanischen  Reich,  wobei  Stimmen aus  Europa die  türkische  Regierung (wiederholt) 
aufgefordert haben, den Völkermord an den Armeniern als solchen anzuerkennen, tragen 
nicht unbedingt zu einer Entspannung der Beziehungen bei. Hilfreich wäre es, wenn die 
Blockade  der  Beitrittsverhandlungen  durch  Mitgliedstaaten  wie  Zypern  gelöst  werden 
könnte. Dann könnten die Kapitel 23 „Justiz und Grundrechte“ und 24 „Recht, Freiheit  
und Sicherheit“ geöffnet werden und die Verhandlungen einen wichtigen neuen Impuls 
erhalten. Dies würde erheblich dazu beitragen, die Konditionalität der Europäischen Union 
hinsichtlich Reformen in der Türkei wieder herzustellen und zu legitimieren. Aber auch 
Entwicklungen innerhalb der Europäischen Union insbesondere die Fragen von teilweisen 
oder  ganzheitlichen Austritten wie Grexit  oder  Brexit  können sich auf die EU-Türkei-
Beziehungen auswirken – nämlich dann, wenn Formen der Mitgliedschaft neu verhandelt 
werden und eine ähnlich gestaltete assoziierte Mitgliedschaft sich als legitime Alternative 
für die Türkei darstellen würde. Angesichts der aktuellen Lage wird jedoch der Wende-
punkt in der Türkei hinsichtlich des Ausgangs der Neuwahlen und des damit verbundenen 
Potentials für Demokratisierungstendenzen, der sicherheitspolitischen Entwicklungen nach 
dem offiziellen Ende des Friedensprozesses mit der PKK sowie der Rolle der Türkei in der 
Flüchtlingskrise am richtungsweisensten für die Zukunft der EU-Türkei-Beziehungen sein.
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